
P . b . b . Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1030 Wien

2603

Jahrgang 1990 Ausgegeben am 22. Juni 1990 138. Stück

321. Verordnung: Bauherrenverordnung
322. Verordnung: Liebhabereiverordnung
323. Verordnung: 2. Ergänzungszulagenverordnung 1990

3 2 1 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 18. Mai 1990 betreffend Her-
stellungs- und Instandsetzungsaufwendungen

bei Gebäuden (Bauherrenverordnung)

Zu §28 Abs. 2 Z 2 bis 4 EStG 1972, BGBl.
Nr. 440/1972, und § 28 Abs. 2 und 3 EStG 1988,
BGBl. Nr. 400/1988, wird verordnet:

Artikel I

§ 1. Im Zusammenhang mit der Anschaffung von
Grund und Boden (Gebäuden) durch den Steuer-
pflichtigen gelten für die Herstellung (Instandset-
zung) die §§ 2 bis 4.

§ 2. Aufwendungen für die Herstellung (Instand-
setzung) eines Gebäudes können nur dann gemäß
§28 Abs. 2 und 3 Einkommensteuergesetz 1988
(§ 28 Abs. 2 Z 2 bis 4 Einkommensteuergesetz 1972)
abgesetzt werden, wenn der Steuerpflichtige das mit
der Herstellung (Instandsetzung) verbundene wirt-
schaftliche Risiko trägt. Dieses Risiko trägt
derjenige, der auf eigene Rechnung und Gefahr ein
Gebäude herstellt (instand setzt) oder herstellen
(instand setzen) läßt.

§ 3. Ein wirtschaftliches Risiko gemäß § 2 ist
anzunehmen, wenn folgende Voraussetzungen
vorliegen:

1. Die Leistungen der die Herstellung (Instand-
setzung) tatsächlich ausführenden Unterneh-
mer müssen dem Steuerpflichtigen gegenüber
aufgeschlüsselt werden. Wird gegenüber dem
Steuerpflichtigen eine Preisgarantie abgege-
ben, so darf nicht ausgeschlossen sein, daß
Preisunterschiede, die durch den Steuerpflich-
tigen oder durch Gesetze, Verordnungen bzw.
behördliche Anordnungen verursacht worden
sind, auf Rechnung des Steuerpflichtigen
gehen.

2. Mit der tatsächlichen Bauausführung darf erst
nach der Anschaffung des Grund und Bodens
(Gebäudes) durch den Steuerpflichtigen be-
gonnen werden.

§ 4. Im Falle einer Personenvereinigung (Perso-
nengemeinschaft) ohne eigene Rechtspersönlichkeit
können Aufwendungen nur von jenen Steuerpflich-
tigen gemäß § 28 Abs. 2 Z 2 bis 4 EStG 1972 bzw.
gemäß § 28 Abs. 2 und 3 EStG 1988 abgesetzt
werden, die die Voraussetzungen der §§ 2 und 3
erfüllen.

Artikel II

Artikel I ist auf alle noch nicht endgültig
rechtskräftig veranlagten Fälle anzuwenden.

Lacina

322. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 18. Mai 1990 über das Vorliegen
von Einkünften und über die Erlassung
vorläufiger Bescheide (Liebhabereiverord-

nung)

Zu § 2 Abs. 3 EStG 1972, BGBl. Nr. 440/1972,
§2 Abs. 3 EStG 1988, BGBl. Nr. 400/1988, §8
Abs. 1 KStG 1966, BGBl. Nr. 156/1966, § 7 Abs. 2
KStG 1988, BGBl. Nr. 401/1988, und § 200 Abs. 1
BAO, BGBl. Nr. 194/1961, wird verordnet:

Abschnitt I

Einkommen- und Körperschaftsteuer

Artikel I

§ 1. (1) Das Vorliegen von Einkünften ist zu
vermuten bei einer Betätigung (einer Tätigkeit oder
einem Rechtsverhältnis), die

— durch die Absicht veranlaßt ist, einen
Gesamtgewinn oder einen Gesamtüberschuß
der Einnahmen über die Werbungskosten
(§ 3) zu erzielen, und

— nicht unter Abs. 2 fällt.
Die Vermutung kann widerlegt werden, wenn die
Absicht nicht anhand objektiver Umstände (§ 2
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Abs. 1 und 3) nachvollziehbar ist. Das Vorliegen
einer derartigen Absicht ist für jede organisatorisch
in sich geschlossene und mit einer gewissen
Selbständigkeit ausgestattete Einheit gesondert zu
beurteilen. Als derartige Einheit gilt weiters eine
Betätigung, die für sich die Voraussetzungen des
Abs. 3 Z 1 erfüllt.

(2) Liebhaberei ist zu vermuten bei einer
Betätigung, wenn Verluste entstehen

1. aus der Bewirtschaftung von Wirtschaftsgü-
tern, die sich nach der Verkehrsauffassung in
einem besonderen Maß für eine Nutzung im
Rahmen der Lebensführung eignen (zB
Wirtschaftsgüter, die der Sport- und Freizeit-
ausübung dienen, Luxuswirtschaftsgüter,
Wirtschaftsgüter, die der Befriedigung des
persönlichen Wohnbedürfnisses dienen) und
typischerweise einer besonderen in der Le-
bensführung begründeten Neigung entspre-
chen oder

2. aus Tätigkeiten, die typischerweise auf eine
besondere in der Lebensführung begründete
Neigung zurückzuführen sind.

Die Vermutung kann nach Maßgabe des § 2 Abs. 4
widerlegt werden. Das Vorliegen der Vorausset-
zungen der Z 1 und 2 ist für jede organisatorisch in
sich geschlossene und mit einer gewissen Selbstän-
digkeit ausgestattete Einheit gesondert zu beurtei-
len. Als derartige Einheit gilt weiters eine
Betätigung, die für sich die Voraussetzungen des
Abs. 3 Z 1 erfüllt.

(3) Liebhaberei liegt nicht vor,
1. wenn Verluste aus einer auf Erzielung

angemessener Einnahmen gerichteten Betäti-
gung aus gesamtwirtschaftlichen Gründen
oder im Hinblick auf öffentliche Interessen aus
besonderen regionalen Gründen (zB beson-
dere wirtschaftliche Bedeutung für die Infra-
struktur) in Kauf genommen werden, oder

2. wenn eine Betätigung bei einer einzelnen
Einheit im Sinn des Abs. 1 vorletzter Satz, die
im wirtschaftlichen Zusammenhang mit weite-
ren Einheiten steht, aus Gründen der Gesamt-
rentabilität, der Marktpräsenz oder der
wirtschaftlichen Verflechtung aufrechterhal-
ten wird.

§ 2. (1) Fallen bei Betätigungen im Sinn des § 1
Abs. 1 Verluste an, so ist das Vorliegen der Absicht,
einen Gesamtgewinn oder Gesamtüberschuß der
Einnahmen über die Werbungskosten (§ 3) zu
erzielen, insbesondere anhand folgender Umstände
zu beurteilen:

1. Ausmaß und Entwicklung der Verluste,
2. Verhältnis der Verluste zu den Gewinnen oder

Überschüssen,
3. Ursachen, auf Grund deren im Gegensatz zu

vergleichbaren Betrieben, Tätigkeiten oder
Rechtsverhältnissen kein Gewinn oder Über-
schuß erzielt wird,

4. marktgerechtes Verhalten im Hinblick auf
angebotene Leistungen,

5. marktgerechtes Verhalten im Hinblick auf die
Preisgestaltung,

6. Art und Ausmaß der Bemühungen zur
Verbesserung der Ertragslage durch struktur-
verbessernde Maßnahmen (zB Rationalisie-
rungsmaßnahmen).

(2) Innerhalb der ersten drei Kalenderjahre
(Wirtschaftsjahre) ab Beginn einer Betätigung (zB
Eröffnung eines Betriebes) im Sinn des § 1 Abs. 1,
längstens jedoch innerhalb der ersten fünf Kalen-
derjahre (Wirtschaftsjahre) ab dem erstmaligen
Anfallen von Aufwendungen (Ausgaben) für diese
Betätigung liegen jedenfalls Einkünfte vor (Anlauf-
zeitraum). Dieser Zeitraum wird durch die Übertra-
gung der Gründlagen der Betätigung auf Dritte
nicht unterbrochen. Nach Ablauf dieses Zeitraumes
ist unter Berücksichtigung der Verhältnisse auch
innerhalb dieses Zeitraumes nach dem Gesamtbild
der Verhältnisse zu beurteilen, ob weiterhin vom
Vorliegen von Einkünften auszugehen ist.

(3) Abs. 2 gilt nicht für Betätigungen im
Zusammenhang mit der entgeltlichen Überlassung
von Gebäuden. Das Vorliegen einer Absicht im Sinn
des § 1 Abs. 1 ist in diesem Fall nach dem Verhältnis
des Zeitraumes, innerhalb dessen ein Gesamtgewinn
oder Gesamtüberschuß geplant ist, zum üblichen
Kalkulationszeitraum zu beurteilen.

(4) Die Vermutung im Sinn des § 1 Abs. 2 kann
nur widerlegt werden, wenn die Art der Bewirt-
schaftung oder der Tätigkeit einen Gesamtgewinn
oder Gesamtüberschuß der Einnahmen über die
Werbungskosten (§ 3) erwarten läßt. Andernfalls ist
das Vorliegen von Liebhaberei ab Beginn dieser
Betätigung so lange zu vermuten, als die Vermutung
nicht durch eine Änderung der Art der Bewirtschaf-
tung oder der Tätigkeit im Sinn des vorstehenden
Satzes widerlegt wird.

§ 3. (1) Unter Gesamtgewinn ist der Gesamtbe-
trag der Gewinne zuzüglich steuerfreier Einnahmen
abzüglich des Gesamtbetrags der Verluste zu
verstehen. Steuerfreie Einnahmen sind nur insoweit
anzusetzen, als sie nicht zu einer Kürzung von
Aufwendungen (Ausgaben) führen. Wertänderun-
gen von Grund und Boden, der zum Anlagevermö-
gen gehört, sind nur bei der Gewinnermittlung nach
§ 5 EStG anzusetzen.

(2) Unter Gesamtüberschuß ist der Gesamtbetrag
der Überschüsse der Einnahmen über die Wer-
bungskosten abzüglich des Gesamtbetrags der
Verluste zu verstehen.

§4. (1) Die §§1 bis 3 sind auch bei
Personenvereinigungen (Personengemeinschaften)
ohne eigene Rechtspersönlichkeit anzuwenden.

(2) Es ist zuerst für die Personenvereinigung
(Personengemeinschaft) zu prüfen, ob die gemein-
schaftliche Betätigung als Liebhaberei im Sinn des
§ 1 zu beurteilen ist.
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(3) Zusätzlich ist gesondert zu prüfen, ob jeweils
beim einzelnen Gesellschafter (Mitglied) Liebhabe-
rei vorliegt. Dabei sind auch besondere Vergütun-
gen (Einnahmen) und Aufwendungen (Ausgaben)
der einzelnen Gesellschafter (Mitglieder) zu be-
rücksichtigen.

(4) Bei der Prüfung im Sinn des Abs. 3 ist weiters
darauf Bedacht zu nehmen, ob nach den Umständen
des Einzelfalls damit zu rechnen ist, daß der
Gesellschafter (das Mitglied) vor dem Erzielen eines
anteiligen Gesamtgewinnes (Gesamtüberschusses)
aus der Personenvereinigung (Personengemein-
schaft) ausscheidet. In diesem Fall ist auch für den
Zeitraum gemäß § 2 Abs. 2 sowie bei Betätigungen
im Sinn des § 1 Abs. 3 das Vorliegen von
Liebhaberei zu prüfen.

§ 5. Die §§ 1 bis 4 sind nicht anzuwenden auf
1. Betriebe gewerblicher Art von Körperschaften

des öffentlichen Rechts (§ 2 KStG 1988, §2
KStG 1966),

2. juristische Personen des privaten Rechts, an
denen unmittelbar oder mittelbar ausschließ-
lich Körperschaften des öffentlichen Rechts
beteiligt sind, soweit § 2 Abs. 4 dritter Satz
KStG 1988 anzuwenden ist,

3. Körperschaften, Personenvereinigungen oder
Vermögensmassen, die der Förderung ge-
meinnütziger, mildtätiger oder kirchlicher
Zwecke nach Maßgabe der §§ 34 bis 47 BAO
dienen, und

4. wirtschaftliche Geschäftsbetriebe im Sinn des
§31 BAO.

Artikel II

Artikel I ist auf alle nicht endgültig rechtskräftig
veranlagten Fälle anzuwenden.

Abschnitt II

Bundesabgabenordnung

Ergehen Bescheide gemäß § 200 Abs. 1 BAO
vorläufig, weil zwar noch ungewiß, aber wahr-
scheinlich ist, daß Liebhaberei vorliegt, so berührt

dies nicht die Verpflichtung zur Führung von
Büchern und Aufzeichnungen.

Lacina

323. Verordnung der Bundesregierung vom
12. Juni 1990 über die Mindestsätze für die
Bemessung der Ergänzungszulage nach dem
Pensionsgesetz 1965 (2. Ergänzungszulagen-

verordnung 1990)

Auf Grund des § 26 Abs. 5 des Pensionsgesetzes
1965, BGBl. Nr. 340, in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. Nr. 651/1989, der §§ 106 und 124
Abs. 2 des Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes,
BGBl. Nr. 302/1984, in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. Nr. 651 /1989, und des § 114 des Land-
und forstwirtschaftlichen Landeslehrer-Dienst-
rechtsgesetzes, BGBl. Nr. 296/1985, in der Fassung
des Buhdesgesetzes BGBl. Nr. 651/1989 wird
verordnet:

§ 1. Der Mindestsatz im Sinne des § 26 Abs. 5 des
Pensionsgesetzes 1965 beträgt

1. für den Beamten 5 574 S und erhöht sich für
den Ehegatten, der bei der Bemessung der
Haushaltszulage zu berücksichtigen ist, um
2410 S und für jedes Kind, das bei der
Bemessung der Haushaltszulage zu berück-
sichtigen ist, um 595 S;

2. für den überlebenden Ehegatten 5 574 S und
erhöht sich für jedes Kind, für das dem
überlebenden Ehegatten eine Haushaltszulage
gebührt, um 595 S;

3. für eine Halbwaise bis zur Vollendung des
25. Lebensjahres 2 081 S und nach diesem
Zeitpunkt 3 697 S;

4. für eine Vollwaise bis zur Vollendung des
25. Lebensjahres 3 127 S und nach diesem
Zeitpunkt 5 574 S;

5. für einen früheren Ehegatten 5 574 S.

§2. Diese Verordnung tritt mit 1. Juli 1990 in
Kraft.

Vranitzky Riegler Lacina Löschnak
Foregger Lichal Fischler Hawlicek

Streicher Busek
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